
OWG 3.1
der Ordnungswidrigkeit, der Umstände ihrer Bege­
hung und der Person des Rechtsverletzers ist die 
Ordnungsstrafmaßnahme anzuwenden, welche die­
sen Zweck am geeignetsten erfüllt. Dabei ist insbe­
sondere zu beachten, ob die Ordnungswidrigkeit 
Ausdruck besonders disziplinloser Einstellung oder 
gelegentlicher Unachtsamkeit ist.
(3) Für die begangene Handlung dürfen nur einmal 
Ordnungsstrafmaßnahmen ausgesprochen werden.
(4) Ist eine Ordnungsstrafmaßnahme nicht notwen­
dig, kann dem Rechtsverletzer ein Hinweis oder eine 
mündliche oder schriftliche Belehrung erteilt wer­
den.

§ 14
Ausspruch von Ordnungsstrafe
(1) Eine Ordnungsstrafe soll ausgesprochen wer­
den, wenn die Art und Schwere der Ordnungswidrig­
keit unter Berücksichtigung der Persönlichkeit des 
Rechtsverletzers eine nachhaltigere erzieherische 
Einwirkung erfordert.
(2) Bei der Höhe der Ordnungsstrafe sind das Aus­
maß der Störung der staatlichen Ordnung und des so­
zialistischen Gemeinschaftslebens, der Grad des 
Verschuldens und der zum Ausdruck gebrachten 
Disziplinlosigkeit sowie die persönlichen Verhältnis­
se des Rechtsverletzers zu berücksichtigen.

§ 15
Anwendung weiterer 
Ordnungsstrafmaßnahmen
(1) Die im § 6 vorgesehenen weiteren Ordnungs­
strafmaßnahmen dürfen nur angewandt werden, 
wenn sie in angemessenem Verhältnis zur Art und 
Schwere der Pflichtverletzung und den anderen Um­
ständen der Ordnungswidrigkeit stehen oder wenn 
es erforderlich ist, begünstigende Bedingungen für 
weitere Rechtsverletzungen zu beseitigen.
(2) Ordnungsstrafmaßnahmen nach § 6 können 
auch selbständig ausgesprochen werden.

§ 16
Wiedergutmachung des Schadens
Bei Ordnungswidrigkeiten, die materielle Schäden 
nach sich ziehen, ist auf die freiwillige Wiedergutma­
chung des Schadens durch den Rechtsverletzer hin­
zuwirken. §

§ 17
Gerichtliche Bestrafung
Eine gerichtliche Bestrafung der Handlung als Straf­
tat ist nicht ausgeschlossen, wenn sie bereits als Ord­
nungswidrigkeit verfolgt wurde. Erfolgt eine gericht­
liche Bestrafung, sind ausgesprochene Ordnungs­
strafmaßnahmen vom Gericht im Urteil aufzuheben 
oder ausdrücklich aufrechtzuerhalten, soweit sie ne­
ben der gerichtlichen Bestrafung notwendig sind.

§ 18
Verjährung
(1) Die Verantwortlichkeit für eine Ordnungswid­
rigkeit entfällt, wenn seit deren Begehung mehr als 
sechs oder nach Bekanntwerden bei dem zuständi­
gen Organ mehr als drei Monate vergangen sind und 
ein Ordnungsstrafverfahren gegen den Rechtsverlet­
zer nicht eingeleitet wurde. Ordnungswidrigkeiten, 
die durch die Deutsche Volkspolizei verfolgt wer­
den, verjähren in drei Monaten.
(2) Stellen der Staatsanwalt oder das Komitee und 
die Inspektionen der Arbeiter-und-Bauern-Inspek- 
tion in Wahrnehmung ihrer Aufgaben eine Ord­
nungswidrigkeit fest, kann auf ihren Antrag oder von 
der Arbeiter-und-Bauem-Inspektion selbständig 
auch noch nach Ablauf der Frist von drei Monaten 
innerhalb eines Jahres seit Begehung der Ordnungs­
widrigkeit ein Ordnungsstrafverfahren eingeleitet 
werden.
(3) Werden auf dem Gebiet des Devisen-, Steuer-, 
Abgaben-, Preis- und Sozialversicherungsrechts bei 
Prüfungen Ordnungswidrigkeiten festgestellt, kann 
innerhalb von drei Monaten nach Bekanntgabe der 
Prüfungsfeststellungen ein Verfahren wegen Ord- 
nungswidrigkeiten eingeleitet werden, die in den 
vergangenen zwei Kalenderjahren begangen wur­
den. Stellt ein Bürger einen in den Rechtsvorschrif­
ten vorgesehenen Nachprüfungsantrag, beginnt die 
Frist mit der Rechtskraft des Bescheides.

3. Kapitel
Arbeitsweise und Verfahren 
bei den für die Bekämpfung 
von Ordnungswidrigkeiten 
zuständigen Organen

Grundsätzliche Aufgaben

§ 19
(1) Die zuständigen Organe haben bei der Leitung 
ihres Bereichs im Zusammenhang mit den zu lösen­
den Hauptaufgaben
- für die wirksame und erfolgreiche Bekämpfung 

der Ordnungswidrigkeiten zu sorgen und eine 
einheitliche und richtige Anwendung der gesetz­
lichen Bestimmungen zu sichern;

- Verfahren systematisch und regelmäßig auszu­
werten, bewährte Methoden bei der Bekämp­
fung von Ordnungswidrigkeiten zu verallgemei­
nern und Schlußfolgerungen für die vorbeugende 
Tätigkeit gegen Ordnungswidrigkeiten und Straf­
taten zu ziehen;

- ihren übergeordneten Organen die Erfahrungen 
aus der Bekämpfung von Ordnungswidrigkeiten 
mitzuteilen, damit diese Schlußfolgerungen für 
die Leitungstätigkeit ziehen können;

- die gewonnenen Erfahrungen anderen Staats-
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